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I. Der Gesetzgeber sollte ein klares Wortsprechen

Viele Kommunen haben in den letz-
ten Jahren Teile ihrer Verwaltupgen
in eine privatrechtliche Organisati-
onsform überführt. Dies betrifft bei-
spielsweise kommunale Energiever-
sorger, aber auch andere Bereiche;
die früher als klassische Verwal-
tungsbehörden geführt worden
sind. Meistens handelt es sich um
reine Organisatiopsänderungen,
wobei die Kommunen Alleingeseil-
schafter sind. Wenn auch aus libera-
ler Sicht echte Privatisierungen vor-
zugswÜrdig sind, so liegen doch
auch die Vorteile der Rechtsformen
der GmbH oder AG aus kommunal-
politischer Sicht auf der Hand: fle-
xiblere Strukturen, schnellere Ent-

"--- scheidungswege, steuerliche Vor-
teile,günstigere Kostensituation.
Diese kommunalen GmbHs oder
AGs unterliegen dem Privatrecht,
nämlich den gesellschaftsrechtli-
chen Vorschriften. Dies bedeutet
aber auch, dass di~ Sitzungen der
Aufsichtsgremien grundsätzlich
nichtöffentlich sind. Die einzelnen
Aufsichtsräte sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet. Das ist zweifel-
los bei "echten" privaten Gesell-
sthaften angemessen, vor allem
auch aus Gründen des Wettbewerbs
mit anderen privaten Konkurrenten.

Bei den kommunalen Gesellschaften
kollidiert dieser Grundsat,? der
Nichtöffentlichkeit und VersChwie-
genheit indes mit dem Informati-
onsinteresse der Öffentlichkeit.

Selbstverständlich sind manche Ta-
resordnungspunkte der Aufsichts-

]tssitzungen auch bei kommunalen
GmbHs zwingend geheimhaltungs-
bedÜrftig wie etwa Personalfragen
oder Bereiche, die den' teilweise
schon existierenden Wettbewerb
mit Dritten betreffen (Beispiel:
Grundlagen der Tarifkalkulation
kommunaler Stromlieferanten). An-
dere Themen könnten jedoch ohne
jeden Schaden öffentlich behandelt

Von Max Stadler

Bei den kommunalen Gesellschaften kollidiert der Grundsatz der
Nichtöffentlichkeit und Versch~j~genheit mit dem

Informationsinteresse der Offentlichkeit.

werden. Sie unterscheiden sich der
Sache nach nicht von dem, was
früher in Stadtratssitzungen gemäß

den Regeln des Kommunalrechts -
also prinzipiell öffentlich -beraten
worden ist.

"Kann keine abschließende

Bewertung erfolgen"

1Frage des Abgeordneten Dr. Max Es erscheint angemessen, diese Fragen der
.Stadler (FDP) Rechtsent\vicklung durch Literatur und

,.Ist die Bundesregierung bereit, aufgrund Rechtsprechung zu überlassen unq nicht
des Urteils des Verwaltungsgerichts Re- sofort an eine gesetzliche Regelung zu
gensburg vom 2. Februar 2005 eine Ände- denken."
rung des GmbH-Gesetzes herbeizufüh- 1Frage des Abgeordneten Dr. Max
ren, damit in den. Aufsichts.räten kommu- .Stadler (FDP)
n~ler. GInbHs rocht gehelmha.ltu.~gsbe- "Hält die Bundesregierung eine Lösung
~urftlge .Tagesordnungspunkte rn offe~1t- des Spannungsfeldes zwischen grundsätz-
Ilcher Sitzung behandelt werden kön- licher Nichtöffentlichkeit von GmbH-

?',nen. Aufsichtsratssitzungen und Informati-

'Antwort de~. Parlamentarischen onsbedürfnis der Öffentlichkeit über
.Staatssekretars Altred Harten- kommunale Angelegenheiten dadurch
ba.ch: ..für möglich, dass mit einer Öffnungs-
"DIe Bundesregierung kann diese Frage klausel den kommunalen GmbHs erlaubt
nicht abschließend beantworten, da die wird selbst über Öffentlichkeit oder
schriftliche Begründung des Urteils des Nichtöffentlichkeit ihrer Aufsichtsratssit-
VG Regensburg vom 2. Februar 2005, auf zungen zu.entscheiden?"
welches die Frage Bezug nimmt, noch .
nicht existiert. Die Kenntnis der Urteils- 'Antwort de~. Parlanlentarlscheft
gründe, die offenbar Bezug zum bayeri- .Staatssekrctars Alfrcd Harten-

schen Kommunalrecht haben, ist aus hie- b~ch: ...
siger Sicht unverzichtbar, um die aufge- "Erne Losung .?es. Spannu.ngs~~ldes ~WI-
worfenen Fragen zu klören. sc~en grundsatzucher. Nlchto~fentllch-
Ganz allgemein gilt aber: Im juristischen kelt von G~bH-AufS.lcht.sratsslt~~ngen
Schrifttum wird davon ausgegangen, dass ~nd I~f~rmatlonsbedurfros der Offen~-
grundsätzlich eine Schweigcpflicht der Ilchk~~t uber kommunale Angelegenhf!l-
einzelnen Aufsichtsratsmitglicder in öf- ten k~nnen dadurch g~funden \verden,
fentlich-rechtlich gchaltcnen GmbHs bc- dass die ~om~.unen .bel der Entsen~ung
steht. Falls keine ausdrücklichc Berichts- von Aufslchtsra~en die Frage der Bcrlcht-
pflicht vorlicgt, haben nur die Aufsichts- crst;lttung und Öffentlichkeit vorher mit
ratsmitglieder selbst darüber zu cntsthei- diesen Perspnen vereinbaren. Soweit die
den, ob Informationen \veitergcgeben Frage auf das angesprochene Urteil des
werden sollcn. Es erschcint allerdings von VG Regcnsburg vom 2. Februar 2005 Bc-
Gesctzes wegen nicht von vomchercin zug nimmt, kann auf Grund des gegen-
ausgeschlossen, dass ein' Allfsichtsrat als wärtigen 5achstands mangels Vorliegens
Kollektivgremium beschließt, nicht ge- der schriftl!chen Urteilsbegrüjndung
heimhaltungsbedürftige Beratungsgegen- keine abschließende Bewertung erfol-
stände und Beratungsabläufe einer brei- gen."
ten Öffentlichkeit zugänglich zu machcn. aus: Dcut. Bundcstag. Drucksachc 15/4906
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